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2. ZPO: Übermittlung elektronischer Dokumente  

Beschluss vom 07.05.2024, Az: VI ZB 22/23  

3. BGB: Verjährung bei Abtretung im Zusammenhang mit einer Drittschadens-

liquidation 

Urteil vom 14.05.2024, Az: XI ZR 327/22  

4. GrdstVG: Landwirtschaftliches Grundstück für Photovoltaikanlage 

Beschluss vom 12.04.2024, Az: BLw 2/22  
 

 

 

 

Urteile und Beschlüsse: 

 

1. UWG: Irreführung über relative Füllmenge einer Fertigpackung 

Urteil vom 29.05.2024, Az: I ZR 43/23 

a) Die Vorschrift des § 43 Abs. 2 MessEG , die dem Schutz des Verkehrs vor Fehlan-

nahmen über die relative Füllmenge einer Fertigpackung ("Mogelpackung") dient, fällt, 

soweit Handlungen von Unternehmen gegenüber Verbrauchern betroffen sind, in den 

Anwendungsbereich des Art. 3 Abs. 1 der in diesem Verhältnis eine Vollharmonisierung 

bewirkenden Richtlinie 2005/29/EG . Damit ist, weil insoweit die in den übrigen Absät-

zen des Art. 3 der Richtlinie 2005/29/EG vorgesehenen Ausnahmen nicht betroffen sind, 

für die lauterkeitsrechtliche Anwendung der Vorschrift des § 43 Abs. 2 MessEG als 

Marktverhaltensregelung im Sinne des § 3a UWG kein Raum, soweit sie Tatbestands-

merkmale - hier: das Merkmal der Bereitstellung auf dem Markt - vorsieht, die dem Tat-

bestand des Art. 6 der Richtlinie 2005/29/EG beziehungsweise des diese Vorschrift um-

setzenden § 5 UWG fremd sind. Die Beurteilung der Irreführung über die relative Füll-

menge einer Fertigpackung hat dann allein nach § 5 UWG zu erfolgen (Klarstellung zu 

BGH, Urteil vom 11. Oktober 2017 - I ZR 78/16 , GRUR 2018, 431 [juris Rn. 41] = 

WRP 2018, 413 - Tiegelgröße). 

 

b) Eine wettbewerblich relevante Irreführung über die relative Füllmenge einer Fertigpa-

ckung ("Mogelpackung") nach § 5 UWG liegt unabhängig von dem konkret beanstande-

ten Werbemedium - hier: Online-Werbung - vor, wenn die Verpackung eines Produkts 

nicht in einem angemessenen Verhältnis zu der darin enthaltenen Füllmenge steht. Dies 

ist in der Regel der Fall, wenn die Fertigpackung nur zu zwei Dritteln gefüllt ist, sofern 

nicht die Aufmachung der Verpackung das Vortäuschen einer größeren Füllmenge zu-

verlässig verhindert oder die gegebene Füllmenge auf technischen Erfordernissen be-

ruht. 
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2. ZPO: Übermittlung elektronischer Dokumente  

Beschluss vom 07.05.2024, Az: VI ZB 22/23 

Zu den nach § 130a Abs. 3 Satz 1 ZPO bestehenden Anforderungen an die Übermittlung 

eines elektronischen Dokuments. 

 

 

3. BGB: Verjährung bei Abtretung im Zusammenhang mit einer Drittschadensliqui-

dation 

Urteil vom 14.05.2024, Az: XI ZR 327/22 

a) Im bargeldlosen Zahlungsverkehr entfalten die Vertragsverhältnisse zwischen den be-

teiligten Banken keine Schutzwirkung zugunsten Dritter, sondern es gelten die Grunds-

ätze der Drittschadensliquidation (Bestätigung von Senatsurteil vom 6. Mai 2008 - XI 

ZR 56/07 , BGHZ 176, 281 ). 

 

b) Im mehrgliedrigen Überweisungsverkehr kann der Zahlungsdienstleister des Zah-

lungsempfängers vor Gutschrift eines Überweisungsbetrags verpflichtet sein, gegenüber 

seiner Zwischenbank einen Hinweis wegen Gefährdung der Interessen des Zahlers zu 

erteilen, wenn die Gefährdung objektiv evident ist. 

 

c) Die "Vermutung aufklärungsrichtigen Verhaltens", die eine echte Umkehr der Darle-

gungs- und Beweislast zugunsten des Aufklärungsbedürftigen begründet, gilt nicht nur 

für alle Aufklärungs- und Beratungsfehler eines Anlageberaters ( Senatsurteil vom 8. 

Mai 2012 - XI ZR 262/10 , BGHZ 193, 159 Rn. 28 ff. ), sondern auch für die Verletzung 

von Warn- und Hinweispflichten durch eine Bank im Zahlungsverkehr. 

 

d) Im Fall der Abtretung eines Schadensersatzanspruchs im Zusammenhang mit einer 

Drittschadensliquidation ist für den Beginn der Verjährung des Anspruchs bis zu dessen 

Abtretung an den wirtschaftlich betroffenen Dritten maßgebend, dass die subjektiven 

Voraussetzungen im Sinne des § 199 Abs. 1 Nr. 2 BGB in der Person des Zedenten und 

nicht in der Person des Dritten vorliegen (Bestätigung von BGH, Urteil vom 22. Novem-

ber 1966 - VI ZR 49/65 , WM 1966, 1329 zu § 852 Abs. 1 BGB in der bis zum 31. De-

zember 2001 geltenden Fassung). 

 

 

4. GrdstVG: Landwirtschaftliches Grundstück für Photovoltaikanlage 

Beschluss vom 12.04.2024, Az: BLw 2/22 

GrdstVG § 9 Abs. 1 Nr. 3 , Abs. 4 

a) Auch bei einem freihändigen Verkauf eines landwirtschaftlichen Grundstücks ohne 

Durchführung eines Ausschreibungsverfahrens ist in der Regel davon auszugehen, dass 

ein grobes Missverhältnis im Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 3 GrdstVG vorliegt, wenn der 

vereinbarte Kaufpreis den Marktwert des Grundstücks um mehr als die Hälfte über-

schreitet (Fortentwicklung von Senat, Beschluss vom 27. April 2018 - BLw 3/17 , NJW-

RR 2018, 848 Rn. 11). 

 

b) Der in § 9 Abs. 4 GrdstVG vorgesehene Ausschluss einer Versagung der Genehmi-

gung nach § 9 Abs. 1 Nr. 3 GrdstVG setzt voraus, dass der Erwerber imstande ist, das 

außerlandwirtschaftliche Vorhaben durchzuführen. Hierzu gehört, dass es nach öffent-

lich-rechtlichen Vorschriften gegenwärtig oder wenigstens in Kürze zulässig ist (Bestäti-

gung von Senat, Beschluss vom 2. Juli 1968 - V BLw 9/68 , NJW 1968, 2057, 2058). 
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GrdstVG § 9 Abs. 6 

a) Ebenso wie die Energiegewinnung durch Windenergie gehört auch die Energiegewin-

nung durch Photovoltaik zum Ausbau einer die Umwelt schonenden Energieversorgung 

und damit zu den im Sinne des § 9 Abs. 6 GrdstVG zu berücksichtigenden allgemeinen 

volkwirtschaftlichen Belangen (Fortführung von Senat, Beschluss vom 15. April 2011 - 

BLw 12/10 , NJW-RR 2011, 1522 Rn. 16). 

 

b) Ein dem Bau und dem Betrieb einer genehmigungspflichtigen Photovoltaik-Freiflä-

chenanlage dienender Erwerb eines landwirtschaftlichen Grundstücks entspricht nur 

dann volkswirtschaftlichen Belangen im Sinne von § 9 Abs. 6 GrdstVG , wenn die An-

lage nach den einschlägigen Vorschriften auch errichtet werden darf. Dazu bedarf es ei-

ner Prognose über die Erteilung der Anlagegenehmigung (Fortführung von Senat, Be-

schluss vom 15. April 2011 - BLw 12/10 , NJW-RR 2011, 1522 Rn. 21). 


